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Einklagbare soziale Rechte für alle in die Bundesver-
fassung – auch für alle Kinder in der Schweiz!
Lebenswege gekreuzten sich: In den 80er Jahren horchte ich begeistert auf, als
sich die Bürgerrechtsbewegung der Opfer vom „Hilfswerk“ Kinder der Landstrasse
Gehör verschaffte. Wenig Zeit später begegnete ich verelendeten Opfer. Pro Ju-
ventute, PJ, mit ihrem „Hilfswerk“ Kinder der Landstrasse trennte Kinder von
ihren Familien und versenkte sie in billige Kinder- und Jugendheime oder Pflege-
familien: Die Kinderseelen und -körper wurden gewalttätig und sexuell misshan-
delt. Ihre Identität sollte beseitigt werden.
Als die Bürgerrechtsbewegung der Opfer von Kinder der Landstrasse erfolgreich
Wiedergutmachung erkämpfte, brachte Mariella Mehr, Schriftstellerin und Wort-
führerin, es  auf den Punkt: „Wiedergutmachung ist nur Anerkennung der Schuld!
Wieder- gut- machen?“
In jahrelangen intensiven Begleitungen, in langen bangen schlaflosen Nächten,
mit Opfern von Kinder der Landstrasse und ehemaligen Verdingkindern fing ich
an zu verstehen, wie tief die seelischen Wunden waren und immer wieder aufplat-
zen. „Sag mir, was ist ein Menschenleben wert? – meines nichts – “  In Gesprä-
chen über Selbstmord, um dem ständigen Schmerz ein Ende zu setzen, wurde mir
anvertraut: „Ich vernahm erst in der Schule, wie ich wirklich hiess. Ich dachte
meine Pflegeeltern seien meine Eltern – ein totaler Schock. Dann verzog ich mich,
nachts schlief ich in der Hundehütte und ass tagelang nur noch aus dem Futter-
napf. Niemand suchte mich. Doch plötzlich wurde ich ins Kinderheim verscha-
chert. Was dort geschah, darüber kann ich nicht sprechen…“
Dieses Jahr feiert die PJ das 100-jährige Jubiläum: Ihr Verbrechen gegen die
Menschlichkeit will sie totschweigen. Ihre Ausreden, es sei der Zeitgeist gewesen,
um sich aus der Verantwortung zu stehlen, grenzt an Geschichtsfälschung. Ein
Opfer von Kinder der Landstrasse öffnet sich für die IG-Zeitung und gibt Einblick
in seinen Alltag.
Diese Ausgabe der IG-Zeitung ist diesen Menschen gewidmet, den Opfern der PJ
und den Verdingkindern und anderen mit ähnlichem Schicksalen: Menschen, die
bereits in ihrer Kindheit so schwere Misshandlungen erleiden mussten, dass sie
lebenslänglich von Angst und Schmerz  gezeichnet sind, weil sie und ihre Eltern
arm und völlig rechtlos waren.
Wir veröffentlichen in dieser Ausgabe das überarbeitete Programm der IG Sozial-
hilfe. Bei der Überarbeitung waren alle MitarbeiterInnen beteiligt und stimmten
zu.
Es gibt viel zu tun! Packen wir es an!

Branka Goldstein, Präsidentin IG Sozialhilfe
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Rassismus und Armutspolitik
– auch eine Wissenschaftsgeschichte
Es ist eine Konstante der Armutspo-
litik – nicht nur in der Schweiz: Die
von Armut Betroffenen wurden schon
immer in vielen Bereichen nicht als
wirtschaftlich Benachteiligte gesehen,
deren Benachteiligung durch die Po-
litik zu beseitigen ist. Vielmehr grenz-
te die Politik die Armen aus und be-
schwerte sie mit entwürdigenden Eti-
kettierungen zusätzlich. Das gilt lei-
der auch heute noch.

Im Mittelalter galt zwar Armut minde-
stens theologisch als Tugend, nicht als
Laster wie Gier oder Völlerei. Reich-
tum galt theologisch als Grund zur Ver-
dammnis, gute Reiche konnten aber
durch Almosen die Gefährdung ihres
Seelenheils mildern. Andererseits muss-
ten die Armen ein Bettelabzeichen tra-
gen, und Armut galt als gottgegeben.

Die frühe Neuzeit betrieb eine Unter-
teilung in „würdige“ und „unwürdige“
Arme. „Würdig“ waren einheimischen
Arme, die durch Krankheit, Krieg und
Katastrophen geschädigt waren. „Un-
würdig“ waren alle anderen, insbeson-
dere aber rebellische Arme sowie „frem-
des Bettelgesindel“. „Unwürdige“ Arme
wurden mit Zwangsarbeit, oft auf Ga-
leeren, bestraft. Das „fremde Gesindel“
wurde illegalisiert, gebrandmarkt, ver-
trieben und hingerichtet, falls es wie-
der auftauchte.

Trotz Aufklärung und technischem
Fortschritt: die Armut bleibt

Erst die Aufklärung brachte die Idee,
Armut könne durch Fortschritt abge-
schafft werden. Mittel und Wege dazu
wurden aber in verschiedenen Linien
skizziert:
Die Einen, der Erste von ihnen war
Thomas R. Malthus, sahen die Ursache
der Armut in der Überbevölkerung. Sie
propagierten Eheverbote für Arme und
forcierten deren Auswanderung.
Die Zweiten, oft Pioniere der Industria-
lisierung, sahen die Ursache in der man-
gelnden und unrationellen Beschäfti-
gung. Sie propagierten moderne Land-
wirtschaft, moderne Produktionstechni-
ken in Fabriken und Zwangsarbeitsan-
stalten.

Die Dritten, die sich später meist Sozia-
listen, Kommunisten oder Anarchisten
nannten, forderten Umverteilung der
Reichtümer zur Realisierung nicht nur
politischer, sondern auch sozialer Gleich-
berechtigung. Politisch setzten sich, mit
Ausnahme einiger sozialer Experimen-
te (Pariser Kommune 1871, Russland
und andere Sowjet- oder Volksrepubli-
ken 1917-1989, langjährig sozialdemo-
kratisch regierte skandinavische Län-
der), hauptsächlich die ersten beiden Li-
nien durch, in harten Kämpfen mit den
Vertretern der dritten Linie.
Heute dominieren regional unterschied-
liche Mischformen, mit einem Schwer-
gewicht auf der zweiten Linie (Produk-
tionssteigerung durch technischen Fort-
schritt). Sie stossen alle an die Grenzen
des Wachstums, welche die natürlichen
Ressourcen und das Klima vorgeben; sie
stehen deshalb seit etwa 50 Jahren in
zunehmender Auseinandersetzung mit
einer Vierten, der grünen Linie.

Die Reichen werden immer reicher –
die Armen immer ärmer

Die Armut ist trotz technischem Fort-
schritt und trotz verschwenderischem
Ressourcenverschleiss, der ungemeine,
vorher nie gesehene Reichtümer freisetz-
te, keineswegs verschwunden. Vielmehr
sind die Reichen noch reicher geworden
und schwelgen bis ins hohe Alter in raf-
finiertem Luxus, während Millionen von
Armen nach wie vor im Elend leben und
in teilweise totaler Besitzlosigkeit vor-
zeitig an Hunger und medizinischer
Unterversorgung sterben.
Ein Grossteil der freigesetzten Reichtü-
mer wurde in Kriege und zerstörerische
oder machtpolitisch motivierte Prestige-
Ausgaben investeiert (wie Atomtechno-
logie, Raumfahrt und andere grosstech-
nologische Projekte). Im Vergleich zu
den dafür verwendeten Finanzen sowie
im Vergleich zu den Einkommen und
Vermögen der Reichen (als reich kann
man z.B. das jeweils mächtigste und ein-
kommensstärkste obere Zehntel der Be-
völkerung definieren), sind die Mittel,
welche den Mittelschichten (sagen wir
die 40 Prozent, die einkommensmässig
unten an die Reichen anschliessen) und
erst recht den restlichen 50 Prozent Ar-

men zufliessen, gerade auch heute er-
staunlich klein und völlig dispropor-
tional.

Armut und Zwangsarbeit war oft eine
Voraussetzung des industriellen Auf-
baus. Das galt durchaus auch in sozia-
listischen Ländern. Deshalb blieb die
Armut systemkonform, „würdig“ und
„rechtschaffen“, solange sie billige
Arbeitskräfte garantierte. Gegenüber
radikalen Armutspolitikern der Lini-
en 1 und 2, teilweise auch 3 und 4,
waren und sind jedoch die unproduk-
tiven, die rebellischen und die als
„fremd“ und „anders“ etikettierten Ar-
men besonders gefährdet. Es ist immer-
hin ein Fortschritt der Kulturgeschich-
te, dass die älteren Armen kaum mehr
in diese Ecke geschoben werden. Ge-
fährdet bleiben aber die als potentielle
Überbevölkerung eingestuften Kinder
von Armen. Phasenweise extrem ge-
fährdet waren die Invaliden und Gei-
steskranken. Allerorts und immer wie-
der werden die „fremden“ und „ande-
ren“ Armen verjagt, oft unter beson-
derem Applaus „einheimischer“ Mit-
telklassen und Armer.

Rassismus unter dem Deckmantel
der Wissenschaft

Am schlimmsten erging es denjenigen
Armen, welche mittels rassistischer
Ungleichheitslehren – oft in wissen-
schaftlichem Gewand verkleidet –, als
„Minderwertige“ oder „Untermen-
schen“ etikettiert wurden. Sklaverei,
Kolonialismus und Faschismus waren
soziale Formen solcher rassistischer
Armutspolitik. Die reichen Eliten pro-
fitieren davon.

Die meisten Schweizer sind stolz, we-
der Sklavenhalter, Kolonialisten oder
Faschisten gewesen zu sein, und auch
keine Extremisten der dritten Linie. Sie
sind stolz, einen relativ anständigen
Mittelweg gegangen zu sein. Dieser
Stolz ist teilweise unberechtigt: Die
Schweizer Wirtschaft war mit Sklaven-
handel, Kolonialismus und Faschismus
teilweise sehr eng und meist gewinn-
bringend verflochten, wie die neuere
Geschichtsschreibung belegt. Die Ent-
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rechtung und Behandlung ausländi-
scher Arbeitskräfte bewegte sich zudem,
etwa beim Saisonnierstatut, an der
Grenze zur Apartheid. Und es sind aus-
gerechnet einige Schweizer Wissen-
schaftler, die führend waren bei der Aus-
formung jener Theorien, welche unpro-
duktive Arme, „Andere“ und „Fremde“
als „blutmässig“, „rassisch“ oder „erb-
lich“ „Minderwertige“, „Untermen-
schen“ und „Primitive“ hinstellten.

Schweizerische Wissenschaftler als
Wegbereiterer von Rassismus und
Faschismus

Die ersten, international bekanntesten
Exponenten eines angeblich wissen-
schaftlichen Rassimus waren Graf Ar-
thur de Gobineau, Charles Darwin und
dessen Neffe Francis Galton.
Ihre Theorien betreffend „Rassen“ und
„Eugenik“ fanden in den Psychiatern
Auguste Forel, Eugen Bleuler und Jo-
sef Jörger ihre Schweizer Galionsfigu-
ren. Deren rassistische Lehren spielten
bei der Ausprägung einiger der
schlimmsten Formen schweizerischer
und europäischer Armutspolitik eine
wichtige Rolle.
Der Waadtländer Auguste Forel war
trotz seiner sozialdemokratisch und pa-
zifistisch ausgerichtete Geisteshaltung
rassistisch geprägt, was auch für ande-
re sozialistische Politiker galt. Ebenso
wenig bewahrte ihr liberales oder wert-
konservatives Umfeld den Zolliker Eu-
gen Bleuler oder den Valser Josef Jöger
davor. Ihre schrecklichste Wirksamkeit
hatten Schüler dieser drei Schweizer wie
Ernst Rüdin – auch er ein Schweizer –
oder Robert Ritter in Nazideutschland,
wo die „Eugenik“ zur „Euthanasie“ und
der Rassismus zum industriellen Mas-
senmord gesgteigert wurden.

Mit „Wissenschaft“ zu unmenschli-
chen Verbrechen

Die Zwangssterilisationen einer nach
wie vor unerforschten Zahl (es sind ver-
mutlich in der gesamten Schweiz rund
zwanzigtausend) Frauen der Unter-
schicht, die Kastrationen angeblich
„Perverser“ (darunter ganz normale
Homosexuelle), die gezielten rassisti-
schen Vertreibungs- und Ausrottungs-
versuche gegenüber Jenischen, Sinti
und Roma in der Schweiz haben auch
für sich allein schon eine Dimension der

Unmenschlichkeit erreicht, die nicht
verharmlost werden darf. So muss der
Versuch, die Jenischen durch Familien-
zerstörung, Eheverbote und Zwangsste-
rilisation zahlenmässig zu dezimieren
und kulturell auszurotten, juristisch als
Völkermord gewertet werden. Dies tun
zwar jüngere Rechtsgelehrte im 21.
Jahrhundert, doch die Schweizer Poli-
tik und Justiz tat zuvor das Gegenteil:
Sie verurteilte die Opfer, nicht die Tä-
ter.
Auch bei der wissenschaftlichen Beglei-
tung der unmenschlichen Behandlung
vieler Verding- und Heimkinder sowie
der ohne Gerichtsverfahren jahrelang
weggesperrten „administrativ Versorg-
ten“ im zwanzigsten Jahrhundert gal-
ten folgende Theorien: Die Betroffenen
seien „erblich minderwertig“ und des-
wegen „haltlos“ und „liederlich“. Das
geht aus den Akten vieler Betroffener
hervor. Ein führender Vertreter der Heil-
pädagogik in der Schweiz, Josef Spie-
ler, war ein Nazi und wurde 1945 aus-
gewiesen, doch sein Nachfolger Eduard
von Montalta stigmatisierte Jugendliche
in sozial schwierigen Situationen oft als
„erblich minderwertig“ und beteiligte
sich an der rassistischen Hetze gegen
die Jenischen. Josef Jörger hatte diese
in seinem Buch „Psychiatrische Fami-
liengeschichten“ angeblich wissen-
schaftlich begründet: S.4 „Das Leben
des Vaganten führte zu einem erschlaf-
fenden Leichtsinn und durch diesen zu
einer hereditären Armut. Die grösste
der Gefahren jedoch war der Alkoho-
lismus“. „Bei solchen, jahrhundertlan-
gen Schädigung lässt's sich vorausse-
hen, dass dem eingeborenen Vaganten
ein vom Urahn begründetes, vom Ah-
nen gehäuftes, unheilvolles Erbe von
moralisch-ethischem Schwachsinn zu-
fallen musste.“ S.84: „Die Zahlen des
Stammbaums Markus zeigen, in welch
kurzer Zeit ein kleines Gemeinwesen
durch ein asoziales Proletariat beina-
he überflutet werden kann, wenn nicht
rechtzeitig geeignete Massnahmen, die
allerdings schwer zu nennen sind, da-
gegen getroffen werden.“
Zitate aus Josef Jörger: Psychiatrische
Familiengeschichten, Berlin 1919

[Dass dabei die faschistoide Idee der
Erhaltung eines „gesunden Volkskör-
pers“ mittels Geburtenkontrolle eine
wichtige Rolle spielte, lässt sich bei-
spielsweise anhand der folgenden Zita-

te des pädokriminellen Gründers des
Hilfswerks Kinder der Landstrasse, Al-
fred Siegfried zeigen, Anm. d. Red.] S.
10: „Nicht unwichtig ist dabei die Tat-
sache, dass allgemein durch unsere Für-
sorgemassnahmen das durchschnittli-
che Heirats- und Gebäralter wesentlich
heraufgesetzt worden ist und dass zu-
dem eine bedeutende Zahl von geistes-
schwachen Individuen verhindert wor-
den sind, Familien zu gründen oder sich
fortzupflanzen.“
S.11: „Die durch sorgfältige Überwa-
chung und Führung erreichte Verhin-
derung von unbesonnenem Heiraten
und der dadurch eingetretene Rückgang
der Geburten darf füglich als ein Er-
folg gedacht werden und kompensiert
die relativ geringe Zahl der deutlichen
Erziehungserfolge.“ Zitate aus dem Vor-
trag von Alfred Siegfried, Pro Juventu-
te: Über die Bekämpfung der Vaganti-
tät in der Schweiz, gehalten am 9. Juli
1943 in Zürich

Dr. Thomas Huonker, * 1954, Zürich,
Historiker, schrieb mehrere Bücher zur
Geschichte der Jenischen, Sinti und
Roma sowie zur Geschichte der Armuts-
politik und der „Eugenik“ in der
Schweiz. Zur Zeit leitet er das Projekt
„Kinderheime Schweiz – eine histori-
sche Aufarbeitung“ der Guido Fluri-Stif-
tung. www.thata.ch

„Ein erschrecktes Kind“
von Ilja, 6 Jahre
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Verding- und Waisenkinder gestern – Pflegekinder heute?

Verdingkinder, Kinder der Land-
strasse  und  Heimversorgungen. An
historischen Beispielen für mangeln-
den Kinderschutz in der Schweiz fehlt
es nicht.  An der Umsetzung der ge-
wonnenen Erkenntnisse in die Praxis
umso mehr.  Die veraltete Verordnung
zum Schutz der Pflegekinder  wartet
noch immer auf ihre  Revision  und
aus Spardruck werden Leistungen an
Private ausgelagert.

Auch wenn das Ausmass und die Sy-
stematik, mit welchen die Verbrechen
an ehemaligen Verdingkindern began-
gen wurden (vgl. Artikel von Thomas
Huonker), in keinem Verhältnis zu ak-
tuellen Missständen in der Fremdplat-
zierung von Kindern stehen, scheint es
mir dennoch wichtig, auch diese zu the-
matisieren.  So existieren trotz aller
Unterschiede zwischen den Schicksalen
der Verdingkinder und jener der heute
fremdplatzierten Kinder zwei wichtige
Gemeinsamkeiten: Eine Herkunft aus
meist armen Verhältnissen und ein Le-
ben in  direkter Abhängigkeit von der
jeweiligen Sozialpolitik. Denn die Aus-
gestaltung der Fremdplatzierung von
Kindern war und ist eng verbunden mit
staatlichen Sparmassnahmen und Ren-
tabilisierungsbestrebungen im Sozial-
wesen.
Zum besseren Verständnis dieser These
wird  im Folgenden  auf einige Grund-
lagen des schweizerischen Pflegekinder-
wesens  eingegangen.

Gesetzlich ungenügend verankert –
praktisch nicht umgesetzt.

Noch bis in die 1970er Jahre existierte
kein rechtlicher Schutz für fremdplat-
zierte Kinder, da erst 1978 die Pflege-
kinderverordnung (PAVO) eingeführt
wurde, die noch heute die Grundlage für
Bestimmungen zur Fremdplatzierung
bildet. Diese Pflegekinderverordnung ist
jedoch nicht nur veraltet und somit in-
adäquat für die heutigen Verhältnisse,
vielmehr  sind in dieser Verordnung
unter anderem folgende grundlegende
Mängel vorhanden:

• Bis heute gibt es keinen einheitlichen
Begriff, wer in der Schweiz als Pfle-
gekind gilt und somit auch nicht, wer

unter diesen gesetzlichen Schutz
fällt.1

• Es existieren keine Statistiken, die
klar aufzeigen  könnten, wie viele
Pflegekinder zurzeit in der Schweiz
leben.2

• Die verantwortlichen Ansprechper-
sonen sind  lediglich  zu einem jähr-
lichen Besuch der Pflegefamilien ver-
pflichtet.

• Die Qualifikationen der Personen,
welche Pflegeplätze ausfindig ma-
chen  sowie die Kinder und Famili-
en begleiten, sind nicht geregelt.3

Private Firmen. Die Not der einen ist
der Profit der andern.

Dass diese Missstände trotz breit abge-
stützter Kritik noch immer bestehen,
hängt  nicht nur mit dem Unwillen zu-
ständiger politischer Gremien,  sondern
auch mit dem bestehenden Spardruck
im Sozialwesen zusammen. Durch  di-
verse Massnahmen sollen Kosten klein-
gehalten und das Sozialwesen rentabi-
lisiert werden.  So ist  es mittlerweile
eine gängige Praxis, dass Behörden pri-
vate,  gewinnorientierte Firmen mit der
Platzierung von Pflegekindern beauftra-
gen,  welche in den allermeisten Kan-
tonen an keine obligatorischen Stan-
dards gebunden  sind.4  Der Fachver-
band für Soziale Arbeit geht davon aus,
dass heute rund 60 private Firmen in
der Schweiz insgesamt mehrere 1000
Platzierungen pro Jahr vornehmen. Ge-
naue Zahlen sind auch in diesem Fall
nicht vorhanden. Dass sich mit diesem
Geschäft viel Geld verdienen lässt, zeigt
beispielsweise die Tatsache, dass Ver-
mittlungsfirmen pro Betreuungstag ei-
nes Kindes allein für die Vermittlung
des Fremdplatzierungsplatzes täglich
zwischen 100 und 150 Franken erhal-
ten.5

Wurden im Falle der Verdingkinder
Fürsorgekosten noch durch Arbeit auf
dem Acker kleingehalten,  geschieht
dies heute  also in gewissen Kantonen
und Gemeinden der Schweiz durch De-
legieren der Verantwortung für Pflege-
kinderplätze an Private. Trotz grosser
qualitativer und quantitativer Unter-
schiede existieren laut Andrea Keller,
Mitarbeiterin des Fachverbands Inte-

gras, auch aktuell Formen der Pflege-
kinderplatzierung, die direkt an die Ver-
dingkinderzeiten erinnern. So stellt sie
fest: –Jugendliche sind ein Geschäft.
Ohne den Pflegefamilien im Allgemei-
nen Unrecht zu tun, stelle ich fest, dass
vor allem Aktiengesellschaften und pri-
vatwirtschaftliche Unternehmen, Kin-
der mit Vorliebe zu Bauern platzieren.
Diese stehen zusätzlich unter wirtschaft-
lichem Druck und können mit der Auf-
nahme eines Kindes die finanzielle Si-
tuation aufbessern. Heute wird mit der
Aufnahme von Pflegekindern eine neue
Form der „Subvention“ geschaffen.6

Aus der Geschichte gelernt?

Die grosse Nachlässigkeit, mit welcher
die öffentliche  Hand die Thematik der
Fremdplatzierung von Kindern behan-
delt, macht deutlich, dass noch immer
kein tiefgreifender Lernprozess einge-
setzt hat: Weder der Geschichte der Ver-
dingkinder, noch dem Schutz der aktu-
ell fremdplatzierten Kinder kommt ge-
nügend Wichtigkeit zu. Es zeigt sich
zudem, dass viele der heute noch beste-
henden Missstände historisch gewach-
sen sind  und dass die Geschichte der
Verdingkinder nicht einfach ein düste-
res Kapitel in der Geschichte der
Schweiz war, sondern noch immer von
grosser Aktualität ist.

Luzian Ochsner

1 Leuenberger, Marco/Seglias, Loretta
(Hrsg.): Versorgt und Vergessen, Zürich
2008. S. 87.

2 Zatti, Kathrin Barbara: Das Pflegekin-
derwesen in der Schweiz. Analyse, Qua-
litätsentwicklung und Professionalisie-
rung, Bern 2005. S. 14.

3 Bischoff, Graziella/ Wirz, Daniela: Pfle-
gefamilien im Kanton Zürich: Eine Be-
darfsabklärung, Zürich 2009. S. 14.

4 „Das Geschäft mit der Fremdplatzie-
rung“ in: http://www.skos.ch/store/pdf_d/
zeso/texte/2011/Nummer4/Plattform.pdf
(Stand: 12. 02. 2012).

5  „Pflegekinder Business“, Rundschau
des Schweizer Fernsehens vom 06. 04.
2011 in: http://www.frauenblog.ch/2011/
04/07/pflegekinder-business/ (Stand: 12.
02. 2012).

6 „Pflegekinder sind zu einem rentablen
Schweizer Wirtschaftszweig geworden“
in: http://kindesschutzbehoerde.ch/web/
themen-klwt.php (Stand: 12. 02. 2012).
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Zum 100-jährigen Jubiläum von Pro Juventute
Einblick in das Leben, den Alltag eines 46-jährigen Opfers des „Hilfswerks“ Kinder der
Landstrasse

Meine Mutter ist das Kind ohne Na-
men. Sie hat mich 1966 geboren.
Wir sind Menschen, Jenische, Roma,
die in der Schweiz leben, und wurden
als Vagabunden stigmatisiert und ver-
femt. Vom „Hilfswerk“ Kinder der
Landstrasse (1927-73), das von Pro Ju-
ventute gegründet worden war, wur-
den wir unseren Eltern entrissen, um
zu guten SchweizerInnen erzogen zu
werden. Dies war die Rechtfertigung
dieses Verbrechens.

Ich wurde von Clara Reust vom „Hilfs-
werk“ Kinder der Landstrasse meiner
Mutter entrissen, bevormundet und zu
einer Pflegefamilie nach Burgdorf/BE
gebracht. Im Alter von 18 Monaten er-
litt ich schwere Verbrennungen: An 63
Prozent meines Körpers kam es zu Ver-
brennungen dritten Grades, an 20 Pro-
zent zu solchen zweiten Grades. Ich war
zu heiss gebadet worden. Das bedeutet,
ich wurde in heisse Waschlauge gewor-
fen. Danach lag ich 19 Monate im Spi-
tal, davon ungefähr 15 Monate im
Koma. Mein Überleben war bedroht. Bis
ich 30 Jahre alt war, folgten rund 30
Operationen mit Vollnarkosen und meh-
rere zusätzliche Wiederherstellungen.

Ein Tag in meinem Leben –
um auszuhalten
Morgens zwischen 8 und 9 Uhr: Mein
Yorkshire kommt mich wecken. Da
fängt es an.
Zuerst muss ich beim Aufstehen die
Schmerzen im Fuss erleiden. Ich kann
nicht einfach einen Kaffee trinken und
mit meinem Hund spazieren gehen. Als
Zweites muss ich meine Stützstrümpfe
anziehen. Wenn ich dies nicht tue, be-
komme ich zu viel Wasser in die Beine,
was akute Thrombosengefahr bedeutet.
Danach kommen meine Medikamente:
Gegen Schmerzen, gegen Depression,
für die Durchblutung und gegen Dia-
betes (diese habe ich unabhängig von
den Folgeschäden der Verbrennungen).
Ein Schluck Wasser und dann der näch-
ste Schritt: Im Winter und Frühling
muss ich meine Haut jeden Tag mit
Mandelsalbe/Carbamid einsalben. Im
Sommer und Herbst jeden zweiten Tag.
Nach 30 bis 40 Minuten kann ich end-
lich den Kaffee trinken und mit mei-

nem Hund „Gassi“ gehen.
Am Nachmittag sind die Schmerzen
nicht mehr zum Aushalten. Ich muss das
zweite Mal Schmerzmedikamente ein-
nehmen. Am Abend um ca. 22 Uhr kom-
men dann noch die letzten Medikamen-
te vor dem Schlafengehen. Und dies al-
les nur, damit ich die Folgeschäden aus-
halten und einigermassen mein Leben
führen kann.

Ein Monat in meinem Leben –
um auszuhalten
Es ist Januar, wie jedes Jahr habe ich
schon meinen ersten grossen Termin in
der Orthopädie der Uniklinik, um mei-
ne Massschuhe anfertigen zu lassen.
Der Spitalbesuch sieht so aus: Erstens
Arzttermin, zweitens Stützstrümpfe
ausmessen, drittens zu meinem Ortho-
päden gehen, um für die Schuhe Mass
zu nehmen. Falls wieder Korrekturen
zu machen sind, wird das der Arzt nach
dem Untersuch per Verordnung in Auf-
trag geben.
Das einzig Positive der Massschuhe ist,
dass ich in den Katalog schauen, zwei
Schuhe aussuchen und meine Wünsche
anbringen kann. Wenn sie machbar
sind, wird mein Orthopäde sie umset-
zen. Die Schuhe werden frühestens in
zwei Monaten fertig sein. Für passende
Schuhe ist ein Tag durch.
Nun habe ich nur noch meine drei wö-
chentlichen Termine, die ich immer
wahrnehmen muss, wenn ich nicht akut
krank bin: Physio-, und Psychotherapie,
Arzttermine. Wegen den sehr schweren
Nachfolgeschäden kommen immer wie-
der zusätzliche Arzttermine dazu, um
akuten Entzündungen und  Thrombo-
sen vorzubeugen oder sie zu behandeln.
Ich habe in meinem Leben bereits fünf
Thrombosen durchgemacht und unzäh-
lige Entzündungen erlitten. Die Sehnen-
entzündungen sind chronisch und ich
leide unter Neuropathien, weil das Ge-
webe an meinen Füssen und Beinen
damals verbrannt wurde.
Im April habe ich den zweiten offiziel-
len Termin: Die Anprobe... Trotz den
angepassten Massschuhen muss ich ab
diesem Zeitpunkt rund zwei Monate
lang immer wieder Anpassungen ma-
chen lassen, bis die Schuhe tragbar sind
und ich einigermassen schmerzfrei

durch den Alltag gehen kann.
Fazit: Während sechs Monaten habe ich
dann eventuell Glück und einigermas-
sen Ruhe und kann mich im nächsten
Januar wieder auf diese aufreibende Zeit
mit dem Massnehmen für die nächsten
neuen Schuhe oder weiteren Korrektur-
terminen einstellen. Meine Schuhe sind
nach kurzer Zeit durchgelaufen, daher
brauche ich jedes Jahr neue.

Mein psychischer Zustand
nach über 40 Jahren
Mir wurde – wie vielen anderen Men-
schen, die Opfer des „Hilfswerks“ Kin-
der der Landstrasse sind – die Möglich-
keit geraubt, eine Familie zu haben. Ich
wurde meiner Mutter, die mich gebo-
ren hat, entrissen. Bereits meine Mut-
ter und meine Grossmutter waren als
Kinder in diese Mühle geraten. Meine
Grossmutter war eines der ersten Kin-
der, die das „Hilfswerk“ Kinder der
Landstrasse geholte hatte. Meine Mut-
ter war die zweite der Familie und ich
war eines der letzten Opfer des „Hilfs-
werks“. Clara Reust, Leiterin von Kin-
der der Landstrasse und Vormündin
meiner Mutter und mir, verwehrte mei-
ner Mutter die Heirat mit einem Rom,
meinem Vater. Sie unterband jeglichen
Kontakt und sämtliche Informationen
meines Vaters, der sich um meine Mut-
ter und mich bemühte und kämpfte, um
meine Mutter zu heiraten, damit wir ein
Familie hätten sein können. Meine
Mutter ging deshalb davon aus, dass er
uns im Stich liess, was eine weitere Lüge
von Clara Reust war. Dies ist aktenkun-
dig. So verhinderte das „Hilfswerk“ Kin-
der der Landstrasse, dass ich meinen
Vater je kennenlernen durfte. Denn als
ich die Akten las, war er bereits verstor-
ben (er starb 1974). Ich habe nur noch
geheult…
Unsere ganze Familie wurde über Ge-
nerationen zerstört und alle sind voll
traumatisiert.
Mir wurde auch die Möglichkeit ge-
raubt, einmal im Leben einen Tag ohne
Schmerzen zu sein. Ich muss heute noch
jede Woche in die Psychotherapie, um
mit der Katastrophe umzugehen, ich
muss heute noch jede Woche in Physio-
therapie, um mit den Schmerzen um-
zugehen. Ich muss jeden Tag Schmerz-
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medikamente einnehmen, um die
Schmerzen der Folgeschäden zu ertra-
gen.
Was zur Katastrophe gehört: Wir wur-
den so extrem stigmatisiert und trauma-
tisiert, dass ich es heute noch nicht
schaffe, einen klaren Kopf zu haben, da
ich immer wieder emotional zurückge-

worfen werde und die ganze Katastro-
phe wieder erleide und spüre. Das hin-
dert mich manchmal ungemein daran,
die jetzige Realität wirklich zu erken-
nen und nicht mit der Vergangenheit zu
vermischen. Es ist ein Verbrechen, was
meiner Familie und mir als kleines Kind
angetan wurde!

Ich habe mit viel Aufarbeitung und Hilfe
gelernt zu leben. Und doch bin ich nie
frei von dieser Katastrophe....

Gruss von mir an die Pro Juventute auf
dem Rütli am 1. August 2012

Stichworte zur Chronologie des Verbrechens des „Hilfswerks“ Kinder der Landstrasse

„Pro Juventute nahm zwischen 1926
und 1973 mit Hilfe der Behörden 586
Kinder aus fahrenden Familien ihren
Eltern weg. Rund die Hälfte der Kin-
der stammte aus dem Kanton Grau-
bünden. Besonders betroffen waren
auch Familien aus den Kantonen Tes-
sin, St. Gallen und Schwyz. Die Kin-
der wurden in Pflegefamilien, vor al-
lem aber in Kinderheimen und Erzie-
hungsanstalten untergebracht. Viele
von ihnen wurden später in Arbeits-
anstalten verwahrt und in psychiatri-
sche Kliniken eingewiesen“1, bestäti-
gen Forschungsprojekte.2

1959: Gründete Zory Lovary-Müller, in
Basel, Pro Zigania Svizzera, Schutzpa-
tronat für das fahrende Volk. Sie war
eine Vorkämpferin der Bürgerrechtsbe-
wegung der Jenischen, Sinti und Roma.2

1972: Erscheint der erste Artikel von
Hans Caprez im Schweizerischen Be-
obachter mit dem Titel „Fahrende Müt-
ter klagen an“. Der Pro Juventute, PJ,
und den Behörden wurde vorgeworfen,
dass den fahrenden Müttern widerrecht-
lich die Kinder weggenommen wurden.
Caprez kritisierte, die Stiftung verwei-
gere die Einsicht in die Akten und Aus-
künfte über den Verbleib der Kinder.
Dieser Artikel beruht auf Informationen,
die Zory Müller H. Caprez übergab.

1972: „Der Bund hatte seine generelle
Einreisesperre gegenüber „Zigeunern“
aufgehoben, auf der er seit 1906 beharrt
hatte, und zwar auch während des zwei-
tes Weltkrieges gegenüber denjenigen,
die vor dem Holocaust fliehen wollten.“4

1973: Durch heftige Proteste jenischer
AktivistInnen wird die Öffentlichkeit
aufgerüttelt, sodass das Hilfswerk für die
Kinder der Landstrasse aufgelöst wird.
Die Vormundschaften über die „Kinder
der Landstrasse“ werden aufgehoben

oder an Amts- bzw. Privatpersonen
übertragen.

1975: Die Radgenossenschaft der Land-
strasse wird gegründet. Das Publikati-
onsorgan ist Scharotl, das von Mariella
Mehr initiiert wurde.

1979: „Die Petition [zur Verbesserung
der Lage der Fahrenden und Anerken-
nung ihrer Kultur]5, von Zory Lovay-
Müller war der Auslöser, dass sich die
schweizerischen Behörden mit der Lage
des Fahrenden auseinander zu setzen
begannen.“3

1983: Die vom Eidg. Justiz- und Poli-
zeidep. veröffentlichte Studie Fahren-
des Volk der Schweiz – Lage, Proble-
me, Empfehlungen basiert auf der Peti-
tion von Zory Lovay-Müller. In der Fol-
ge wechselte die Zuständigkeit für „Zi-
geunerfragen“ vom Polizeidep. zum
Bundesamt für Kultur.1

1986: Mariella Mehr mobilisierte Jeni-
sche und organisierte auch noch das
Schweizer Fernsehen zur Pressekonfe-
renz am 5. Juni in Zürich, um die Weiss-
wäschereien von PJ-Zentralsektretär
Bruni und PJ-Stiftungsratspräsident Alt-
Bundesrat Friedrich zu stören. Sie ver-
langte eine Entschuldigung. An dieser
Pressekonferenz prägte Alt-Bundesrat
Friedrich gegenüber den Jenischen den
Satz: „Eine Stiftung kann sich nicht ent-
schuldigen. Sie ist Fiktion, sie hat kein
Bewusstsein.“

Am 3. Juni entschuldigt sich Bundes-
rat Alfons Egli vor dem Nationalrat da-
für, dass der Bund das „Hilfswerk“ mit-
finanziert hat.6

„Die Akten des Hilfswerks für die Kin-
der der Landstrasse werden aufgrund
einer Verwaltungsbeschwerde vom
Bund beschlagnahmt und ins Bundes-
archiv überführt.

Die Stiftung „Naschet Jenische“ wird
gegründet. Sie berät Betroffene bei der
Akteneinsicht sowie bei weiteren Pro-
blemen. Die Beratung wird von PJ fi-
nanziert.“1

1987: „Am 5. Mai entschuldigt sich
Paolo Bernasconi als Vizepräsident des
Stiftungsrats im Namen der PJ anläss-
lich einer Pressekonferenz vor den an-
wesenden Vertretern der Organisationen
der Fahrenden für das den Kindern der
Landstrasse und deren Eltern zugefüg-
te Leid.
Die Radgenossenschaft der Landstras-
se veröffentlicht die von Thomas Huon-
ker dokumentierten und kommentierten
Lebensläufe von Jenischen. Der Histo-
riker hat im Auftrag des Bundesamtes
für Kultur eine Studie verfasst, welche
die Beteiligung des Bundes, der Kanto-
ne und namhafter Persönlichkeiten am
Hilfswerk für die Kinder der Landstras-
se aufzeigt.“1

1988 -1992: Das Parlament bewilligt 11
Millionen Franken zur „Wiedergutma-
chung“. Eine unabhängige Akten- und
Fondskommission ermöglicht den Be-
troffenen mit Einwilligung der Kanto-
ne die Einsicht in ihre Akten und rich-
tet Entschädigungszahlungen aus: Die
schwerst Betroffenen erhalten höchstens
20’000 Franken.

1990: Bundesrat Flavio Cotti verspricht
eine umfassende wissenschaftliche Auf-
arbeitung der Aktion Kinder der Land-
strasse.

1996: Die Beratungsstelle für Landes-
geschichte erhält vom Bundesamt für
Kultur den Auftrag, eine historische
Studie zu verfassen, welche die Rolle
des Bundes und von PJ klären soll. Erst-
mals erhalten drei Historiker Zugang zu
den Akten des Hilfswerks für die Kin-
der der Landstrasse im Bundesarchiv.
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1997: Die 1995 vom Bund gegründete
Stiftung Zukunft für Schweizer Fahren-
de nimmt ihre Tätigkeit auf. Sie soll zur
Verbesserung der Lebenssituation der
Fahrenden in der Schweiz beitragen.
Jenische kritisierten, weil sie selber dar-
in nicht vertreten sind.
1998: Das Bundesamt für Kultur prä-
sentiert die Ergebnisse der historischen
Studie. PJ nahm mit Hilfe der Behör-
den und Unterstützung des Bundes sy-
stematisch fahrenden Familien die Kin-
der weg, um sie zur Sesshaftigkeit zu

erziehen. Anlässlich der Pressekonfe-
renz entschuldigt sich Christine Beerli
als Stiftungsratspräsidentin von PJ bei
den Jenischen. Branka Goldstein

1 Aus Chronologie der „Vergangenheitsbewälti-
gung“ von Sara Galle, lic. phil. Hist., Uni ZH

2 Im Rahmen des Nationalen Forschungspro-
gramms 51 zu „Integration und Ausschluss“
2007 wurden Forschungsprojekte zur Geschich-
te der Jenischen, Sinti und Roma in der Schweiz
durchgeführt.

3 Aus dem Kondulationsmails an die IG Sozial-
hilfe/Medieninformation zum Tod von Zory
Lovary-Müller

4 Aus dem Leitfaden Dokumentationszentrum der
Radgenossenschaft

5 Eingefügt von Branka Goldstein
6 Mariella Mehr, WoZ Nr. 50

Weitere Informationen:

- http://www.mariellamehr.com
- http://www.jenisch.info/
- http://home.balcab.ch/venanz.nobel/ausstellung/

fotobuchAuszug.htm
- http://home.balcab.ch/venanz.nobel/ausstellung/
- www.radgenossenschaft.ch
- www.naschet-jenische.ch
- www.thata.ch
- www.landesgeschichte.ch/verwaltetesleben.html

Zum Internationaler Frauentag, 8.März 2012: Frauensolidarität!

Eine Mitarbeiterin der IG Sozialhilfe
ergriff am Schluss der Kundgebung zum
8. März das Wort bezüglich misshan-
delten, allein erziehenden armutsbetrof-
fenen Mütter. In einer Kurzansprache
wies sie auf den Missstand von allein
erziehenden, oft kranken, armutsbetrof-
fenen Mütter hin: Heute hier und jetzt
wird in der Schweiz Mütter vom Sozi-
alamt gedroht, dass ihnen die Kinder
weggenommen würden, wenn sie ihre
Wohnung verlieren, statt ihnen eine
Wohnung zur Verfügung zu stellen.

Durch Profitmaximierung auf dem
Wohnungsmarkt ist es für armutsbetrof-
fene Mütter fast aussichtslos eine billi-
ge Wohnung zu finden. Sie rief zur
Unterstützungen einer armutsbetroffe-
nen Mutter auf, die dermassen in Not
geraten ist, dass sie und ihre Kinder sich
nur noch von Teigwaren ernähren aus
dem Geld des überzogenen Postcheck-
kontos. Aus Furcht vor Kindswegnah-
me traute sich die Mutter nicht mehr
auf das Sozialamt. Der Aufruf war er-
folgreich: Spontan spendeten die Kund-

gebungsteilnehmerinnen vom 8. März
Fr. 657.25, damit das „Teigwarenessen“
sofort beendet wird.
Am nächsten Tag überbrachte ich ihr
den Mietvertrag der IG-Wohnung zum
Unterschreiben, die wir für sie gemie-
tet haben und die Spenden der Frauen-
kundgebung. Das Überleben der Fami-
lie war gesichert, sie bleiben zusammen:
Die Mutter weinte vor Freude – vier
Kinderaugen leuchteten.
Es lebe der 8. März, die Frauensolida-
rität! Branka Goldstein

Herzlichen Dank, Béatrice!
Herzlichen Dank, für deine langjähri-
ge und solidarische Mitarbeit, Béatri-
ce!
Seit der Gründung der IG Sozialhilfe,
seit achtzehn Jahren, hat Béatrice Gün-
tesperger wichtige und intensive Arbeit
für die IG Sozialhilfe geleistet.
Zusammen mit Branka Goldstein hat
Béatrice 1994 den „Treffpunkt für Ar-
mutsbetroffene“ gegründet und damit
den Grundstein für die daraus entstan-
dene IG Sozialhilfe gelegt.

In ihrer langjährigen Tätigkeit hat Béa-
trice das graphische Konzept der Zei-
tung gestaltet. Sie hat die Idee der Kul-
turlegi mitkreiert und bei allen zermür-
benden Verhandlungen mit der Stadt
Zürich, HEKS und Caritas mitgewirkt,
wie auch diverse Erstangebote für die
Kulturlegi ergattert. Sie hat politische
Veranstaltungen mitgetragen und admi-
nistrative Aufgaben erledigt sowie gra-
fischen Arbeiten der IG Sozialhilfe wie
Plakate und Stellwände mit grossem
Engagement geschaffen.

So stammen alle Titelbilder der bisher
publizierten Zeitungen, NR.1-16, der IG
Sozialhilfe aus ihrer Feder.

Leider ist es Béatrice aus gesundheitli-
chen Gründen nicht mehr möglich das
Titelbild der diesjährigen Zeitung zu
gestalten.

Herzlichen Dank Béatrice, für deinen
riesigen Einsatz! Wir wünschen dir al-
les Gute!

Die MitarbeiterInnen,
die Redaktion der IG Sozialhilfe
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Hauptsache Arbeit?
Zur Problematik der Sozialfirmen
In praktisch jedem Beitrag, der in Zei-
tung, Radio oder Fernsehen über die so
genannten Sozialfirmen publiziert wird,
findet sich ein grosses, oft gar über-
schwängliches Lob derselbigen. Die
Sozialfirmen, so wird suggeriert, stell-
ten das Zaubermittel dar, um die gesell-
schaftliche Grundproblematik der Lang-
zeiterwerbslosigkeit respektive des So-
zialhilfebezugs mit einem Schlag zu
lösen. Dank ihm fänden die ehemals
Erwerbslosen längerfristig einen Ar-
beitsplatz, und dies erst noch in einem
privatwirtschaftlich geführten Unter-
nehmen. Offenbar erscheint den Berich-
terstattenden die Langzeiterwerbslosig-
keit als ein derartiger Makel, dass im
Gegensatz dazu jede „Arbeit“ und also
auch jene in den Sozialfirmen prinzipi-
ell und ohne näheres Hinsehen als et-
was Positives erscheint, fast so, als ob
Arbeit per se frei mache.

Vor diesem Hintergrund ist es überaus
wohltuend, dass sich mit Peter Schall-
berger wenigstens ein Soziologe findet,
der sich getraut, einen kritischen Blick
auf die Sozialfirma zu werfen (vgl.
Schallberger 2011). Schallberger be-
zieht sich primär auf jene Sozialfirma,
die in der Schweiz am bekanntesten ist,
nämlich die Aktiengesellschaft „Dock
Gruppe AG“ (ursprünglich: „Stiftung
für Arbeit“), die im Jahr 1997 einge-
führt und seither immer mehr ausgebaut
wurde. Leitfigur und CEO der Dock
Gruppe ist Daniela Merz, die Schwie-
gertochter von Altbundesrat Hans-Ru-
dolf Merz. Als Mitglied der Geschäfts-
leitung amtet Lynn Blattmann, welche
zusammen mit Daniela Merz im Jahr
2010 ein „Plädoyer“ für Sozialfirmen
veröffentlichte (vgl. Blattmann/Merz
2010).

Wie funktioniert die Sozialfirma?
Schallberger dazu: „Unternehmen der
Privatwirtschaft lagern schwach quali-
fizierte Tätigkeiten in Sozialfirmen aus
und senken hierdurch ihre Personalko-
sten. Weil Sozialfirmen nur ungefähr
fünfzig Prozent ihres Aufwands selber
erwirtschaften müssen (der Rest fliesst
von den zuweisenden Sozialämtern in
die Sozialfirmen, kw), können sie den

privaten Auftraggebern ihre Leistungen
zu extrem günstigen Konditionen an-
bieten.“ (Schallberger, S. 22) Mit Hilfe
der Sozialfirmen respektive des Sozial-
staats gelingt es den beteiligten Unter-
nehmen, Lohndumping zu betreiben
und so die Konkurrenz auszustechen.

Was bedeutet das für den Umgang mit
den Betroffenen? Schallberger erkennt
Analogien der Sozialfirma zu der von
Erving Goffman beschriebenen „totalen
Institution“. Er schreibt: „Ähnlich wie
die Insassen ‘totaler Institutionen’ (…)
werden die Beschäftigten beim Eintritt
in die Sozialfirma dazu aufgefordert,
sich innerlich von ihrer bisherigen bür-
gerlichen Existenz zu verabschieden.“
(Schallberger, S. 23f.) Die Beschäftig-
ten sollen ihre Identität mit all ihren
Ecken und Kanten ganz abstreifen und
so tun, als begännen sie wieder bei Null.
Das wird verstärkt durch die von Sei-
ten der Sozialfirma gemachte Aussage,
der Arbeitsplatz in der Sozialfirma stelle
für die Betroffenen die „letzte Chance“
dar, ganz gemäss dem boshaften Satz:
„Niemand ausser uns kann dir noch
helfen, also füge dich!“ Und es sei an-
gemerkt, dass die Betroffenen von den
Sozialämtern zumeist unter Androhung
der Streichung der Sozialhilfegelder
zugewiesen werden, ihnen also prak-
tisch keine Alternative verbleibt. Als
einziger Ausweg verbliebe allenfalls ein
Leben in versteckter Armut.

Dementsprechend kommt in der Sozi-
alfirma ein Prozess in Gang, den Schall-
berger als „Infantilisierung“ und „Päd-
agogisierung“ der Betroffenen um-
schreibt: „Von tragender Bedeutung
scheinen in Sozialfirmen (…) Rituale
der Infantilisierung und der Pädagogi-
sierung zu sein.“ (Schallberger, S. 23)
Dazu zitiert er Blattmann/Merz: „Um
im übertragenen Sinn wieder einen
Platz finden zu können, braucht jeder
Arbeitnehmende zuerst physisch einen
Platz im Betrieb. Zu diesem Zweck be-
kommt bei uns jeder und jede am An-
fang ein Garderobenkästchen zugewie-
sen und eine persönliche Getränkefla-
sche, die mit dem eigenen Namen ver-
sehen werden soll. Dies ist das Starter-

Kit in den neuen Lebensabschnitt.“
(Blattmann/Merz, S. 100) Das Entschei-
dende liegt nicht im Garderobekästchen
oder in der Getränkeflasche per se, son-
dern darin, welchen Wert vom Mana-
gement auf diese „Starter-Kits“ gelegt
wird. Über deren richtige Verwendung
und den damit verknüpften Ritualen
sollen die Beschäftigten signalisieren,
dass sie sich dem neuen Regime unter-
werfen und bereit sind, zum infantilen
Werkzeug zu mutieren.

Im Grunde basieren Sozialfirmen auf
demselben „Geschäftsmodell“ wie die
historischen Arbeitshäuser („Work Hou-
ses“), die ebenfalls im Dienst der Ob-
rigkeit die sog. Unbotmässigen züchtig-
ten und auf dieser Basis für private
Drittunternehmen Arbeiten zu Mini-
mallöhnen verrichten liessen. Damals
wie heute wird alles auf die „Arbeit“
konzentriert, womit auch verbunden ist,
dass in Sozialfirmen so etwas wie un-
abhängige Sozialarbeit oder Betreuung
nicht stattfinden darf. Die Beschäftig-
ten bräuchten – so gibt Schallberger die
diesbezügliche Vorstellung in den So-
zialfirmen wieder – „keine Therapeu-
ten, Sozialpädagoginnen, Psychologin-
nen oder Arbeitsagogen, sondern Re-
geln, Führung, Kontrolle, arbeitsmarkt-
nahe Trainingsmöglichkeiten und peku-
niäre Leistungsanreize“ (Schallberger,
S. 23). Man will willenlose Billigstlohn-
arbeiter. Kurt Wyss

Literatur:
Blattmann, Lynn; Merz, Daniela: Sozi-
alfirmen. Plädoyer für eine unternehme-
rische Arbeitsintegration. Zürich:
Rüffer&Rub 2010.

Schallberger, Peter: Sozialfirmen in der
Schweiz. Ein Modell auch für Deutsch-
land? In: Sozial Extra 7/8 (2011): S. 21
- 24.
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Soziale Rechte für Armutsbetroffene – darum kostenlose Rechtshilfe!

Obwohl Kürzungen oder Einstellung
der Sozialhilfeleistungen für die be-
troffenen Personen eine existentielle
Bedrohung darstellen, ist das Ange-
bot an entsprechenden Rechtsbera-
tungsstellen in der gesamten Schweiz
absolut ungenügend. Eine Ausnahme
ist die Rechtshilfe für Armutsbetrof-
fene der IG Sozialhilfe.

Wer von der Sozialhilfe lebt, ist auf der
untersten Stufe des Systems der sozia-
len Sicherheit angelangt. Das Subsidia-
ritätsprinzip der Sozialhilfe bedeutet,
dass Sozialhilfegelder nur dann gewährt
werden, wenn eine Person sich finanzi-
ell nicht selbst helfen kann und keine
Hilfe von dritter Seite (z.B. Sozialver-
sicherungen oder Verwandte) erhältlich
ist. Eine Kürzung oder Einstellung der
Sozialhilfe bringt für die betroffene Per-
son schwerwiegende Konsequenzen mit
sich: Wer nicht einmal mehr genügend
hat, um Essen zu Kaufen, den Mietzins
und die Krankenkassenprämie zu be-
zahlen, dem drohen Obdachlosigkeit,
Kindswegnahme und Ruin. Somit ist es
bei der Sozialhilfe besonders wichtig,
dass die Behörden keine fehlerhaften
Entscheide zu Ungunsten der Betroffe-
nen erlassen. Falls denn doch einmal
ein Fehlentscheid getroffen wird, ist es
ganz wichtig, dass sich die betroffenen
Personen effizient und rasch wehren
können. Doch das Gegenteil ist der Fall:
Weder wird in den Verfahrensbestim-
mungen Rücksicht auf die Lebensum-
stände von armutsbetroffenen Men-
schen genommen, noch existieren ge-
nügend unabhängige und unentgeltliche
Rechtsberatungsstellen, an die sich die
Hilfesuchenden wenden können.

Hohe Verfahrenshürden im
Sozialhilferecht

Die erste Hürde zeigt sich bereits bei
der Akteneinsicht, einer wichtige Vor-
aussetzung, um überhaupt allfällige
Rechtsansprüche prüfen zu können. Im
Sozialhilfeverfahren existieren keine
vergleichbaren gesetzlichen Bestim-
mungen wie in anderen Rechtsgebieten,
wo die Sozialversicherer verpflichtet
sind, die Akten systematisch zu führen
und diese auf Gesuch schriftlich und
unentgeltlich zuzustellen. Selbst einem

Anwalt werden die Sozialhilfe-Akten
oft nicht auf dem Postweg übermittelt,
sondern er muss diese persönlich im
zuständigen Sozialamt einsehen. Das ist
aufwändig, braucht Zeit und kostet
Geld.

Weitere Hürden sind die langen Verfah-
renswege und die häufig den Rechtsmit-
teln entzogene aufschiebende Wirkung.
Dies führt häufig dazu, dass bereits
während eines laufenden Verfahrens die
wirtschaftliche Existenz der betroffenen
Person gefährdet ist, weil sie kein Sozi-
alhilfegeld mehr erhält, obwohl das
Gericht gar noch nicht darüber entschie-
den hat, ob die Kürzung zu Recht er-
folgt ist. Erschwerend kommt hinzu,
dass die Gerichte Gesuche um unent-
geltliche Rechtsvertretung selten bewil-
ligen, weil ein Rechtsstreit in der Sozi-
alhilfe nicht als besonders schweren Fall
gilt.

Rechtshilfe für Armutsbetroffene
der IG Sozialhilfe

In anderen „sozialen“ Rechtsbereichen,
wie dem Arbeitsrecht, dem Mietrecht
und dem Sozialversicherungsrecht, kön-
nen die Rechtssuchenden von diversen
Beratungsstellen gratis oder zumindest
für wenig Geld juristischen Rat erhal-
ten. Auch die Rechtsschutzversicherun-
gen kommen für die Kosten auf. Im
Bereich der Sozialhilfe sind aber unent-
geltliche Rechtsberatungsstellen in der
Schweiz nahezu inexistent. Im Kanton
Zürich beispielsweise ist die Rechtshil-
fe der IG Sozialhilfe die einzige unent-
geltliche Beratungsstelle, an welche
sich Armutsbetroffene mit soziahilfe-
rechtlichen Fragen wenden können.

Die IG Sozialhilfe vertritt Armutsbetrof-
fene wenn nötig auch anwaltschaftlich
vor Gericht, und die Betreuungs- und
Begleitungsleistungen orientieren sich
konsequent an den Bedürfnissen der
armutsbetroffenen Menschen. Im Jahr
2010 zählte die IG Sozialhilfe 390 Kon-
takte bezüglich juristischer Anliegen.
2011 waren es bereits 550 Kontakte. Auf
diese grosse Zunahme hat die IG Sozi-
alhilfe reagiert. Trotz den knappen fi-
nanziellen Mitteln wurde die Rechtshil-
fe für Armutsbetroffene deutlich von 10

auf aktuell 50 Stellenprozente erhöht.
Doch das Angebot reicht auch so bei
weitem nicht aus. Ständig müssen Hil-
fesuchende wegen fehlenden zeitlichen
und finanziellen Ressourcen abgewie-
sen oder auf einen späteren Zeitpunkt
vertröstet werden. Es können nur Men-
schen in ausserordentlich existenzbe-
drohenden Lebenssituationen einge-
hend beraten werden. Damit sind ins-
besondere Armutsbetroffene gemeint,
die aufgrund ungerechtfertigt eingestell-
ter Sozialhilfeleistungen ihre Miete
nicht mehr bezahlen können. Als Folge
davon steht dann der Wohnungsverlust
unmittelbar bevor und es droht Obdach-
losigkeit. Ebenso zählen Menschen
dazu, die wegen verweigerter Auszah-
lung der Sozialhilfe nicht einmal mehr
über genügend Geld verfügen, um Nah-
rungsmittel einzukaufen.

Beispiele aus der Praxis der
IG Sozialhilfe

Frau X. ist geschieden und bezieht So-
zialhilfe. Sie bewohnt gemeinsam mit
ihrem minderjährigen Sohn S., der sich
noch in der Lehre befindet, eine Woh-
nung. Neben seinem Lehrlingslohn er-
hält S. Alimente, Kinderzulagen und
Stipendien. Der zuständige Sozialdienst
berücksichtigte das Einkommen von S.
vollumfänglich im gemeinsamen Unter-
stützungsbudget der beiden. Dies bedeu-
tet, dass der Sozialdienst die Leistun-
gen an Frau X. um das Einkommen ih-
res Sohnes reduziert hat. Als Konse-
quenz davon musste der minderjährige
S. beinahe 70% des gemeinsamen So-
zialhilfe-Budgets mit seinem Lehrlings-
lohn und seinen weiteren Einnahmen
bestreiten. Nachdem die IG Sozialhilfe
das zuständige Sozialamt darauf hinge-
wiesen hat, dass diese Praxis nicht den
geltenden gesetzlichen Bestimmungen
entspricht, erfolgte eine Neuberechnung
der Unterstützungsleistungen. Als Re-
sultat davon kann S. fortan monatlich
sogar CHF 160.– auf sein Sparkonto
überweisen.

Frau Y. lebt von der Sozialhilfe. Seit sie
vor ungefähr zwei Jahren in die Ge-
meinde T. umgezogen ist, werden ihr
die Sozialhilfegelder unregelmässig und
in unterschiedlicher Höhe ausbezahlt.
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Insbesondere wurden mehrere Woh-
nungsmieten, Krankenkassenprämien
und Selbstbehalte nicht bezahlt, was für
Frau Y. katastrophale Folgen mit sich
bringt: Sie ist hoch verschuldet und die
physisch und psychisch kranke Frau –
ein IV-Gesuch ist pendent – konnte auf-
grund der Leistungssperre der Kranken-
kasse keine Therapie- oder Arztbesuche
mehr wahrnehmen. Zudem wurde ihr
die Wohnung gekündigt. Über den Zeit-
raum von drei Monaten stellte das So-
zialamt die Unterstützungsleistung
komplett ein. Erst nachdem die IG So-
zialhilfe, ein Anwalt und diverse Pri-
vatpersonen mehrfach juristisch und
politisch intervenierten, erhielt Frau Y.
zumindest wieder Nothilfezahlungen,
die ihr den Kauf der dringend benötig-
ten Nahrungsmittel ermöglichten.
Durch die Unterstützung der IG Sozi-
alhilfe fand Frau Y. schliesslich eine
Wohnung in einer anderen Gemeinde.

Frau Z. ist alleinerziehende Mutter von
zwei Kindern. In völliger Verzweiflung
wandte sie sich an die IG Sozialhilfe.
Die Wohnung war ihr gekündigt wor-
den, und sie besass nicht einmal mehr
Geld, um Nahrungsmittel einzukaufen.
Den lokalen Sozialdienst aufzusuchen,
traute sie sich nicht, weil der zuständi-
ge Mitarbeiter ihr mit Wegnahme der
Kinder gedroht hatte, wenn sie Sozial-
hilfeleistungen beziehen würde. Nach
einer umfassenden Situationsanalyse
vor Ort gewährte die IG Sozialhilfe Frau
Z. eine finanzielle Überbrückungshilfe.
Anschliessend wurde beim zuständigen
Sozialdienst erreicht, dass Frau Z die
ihr zustehenden Leistungen erhielt und
zu guter Letzt konnte mit Unterstützung
der IG Sozialhilfe eine neue Wohnung
gefunden werden.

Gerade die letzten beiden Beispiele ha-
ben eines gezeigt: Das Angebot der
Rechtshilfe für Armutsbetroffene der IG
Sozialhilfe geht oft weit über das einer
konventionellen Rechtsberatungsstelle
hinaus. Oft müssen zu Beginn eines
neuen Falles zuerst die elementarsten
menschlichen Bedürfnisse – wie Essen
und ein Dach über dem Kopf – sicher-
gestellt werden, bevor mit der juristi-
schen Arbeit begonnen werden kann.

Berücksichtigung der Lebensum-
stände armutsbetroffener Menschen

Die Erfahrungen aus der Rechtshilfe für
Armutsbetroffene der IG Sozialhilfe
zeigen: Das Leistungsangebot muss im
Vergleich zu demjenigen von Anwalts-
kanzleien oder Rechtsberatungsstellen
deutlich breiter sein. Um den Bedürf-
nissen armutsbetroffener Menschen ge-
recht zu werden, ist eine Orientierung
an deren konkreten Lebensumständen
unabdingbar. Die eigentliche Rechtsbe-
ratung muss daher zwingend mit Fol-
gendem ergänzt werden:

• Die Rechtshilfe für Armutsbetroffe-
ne muss unweigerlich kostenlos sein.
Für SozialhilfeempfängerInnen ist
dies eine zentrale Voraussetzung, da-
mit sie das Angebot überhaupt nut-
zen können – ist doch in ihren Bud-
gets gemäss den Richtlinien der
Schweizerischen Konferenz für So-
zialhilfe (SKOS) und den kantona-
len Sozialhilfegesetzen kein Geld für
das Aufsuchen einer Rechtsbera-
tungsstelle vorgesehen. Das Geld ist
selbst für die Bestreitung des Alltags
zu knapp bemessen.

• Die Rechtshilfe für Armutsbetroffe-
ne muss im Bedarfsfall unbürokrati-
sche materielle Überlebenshilfe ge-
währen können. Ist dies nicht der
Fall, bringt die juristische Arbeit häu-
fig nichts. Ein Rechtsstreit über die
ungerechtfertigt verweigerte Sozial-
oder Nothilfe kann nicht geführt
werden, wenn die Person während
des Verfahrens nicht für ihren Le-
bensunterhalt aufkommen kann.

• Die Rechtshilfe für Armutsbetroffe-
ne muss über genügend personelle
Ressourcen verfügen, um Ratsuchen-
de zu betreuen und zu begleiten. Dies
beinhaltet z.B. dass eine Person bei
der Suche nach einer bezahlbaren
Wohnung unterstützt oder zu Ge-
sprächsterminen mit dem Sozialamt
begleitet werden kann.

Hohe Kosten und schwierige
Mittelbeschaffung

Der Betrieb einer Rechtshilfestelle für
Armutsbetroffene ist wegen der Breite
der zu erbringenden Leistungen sehr
arbeits- und kostenintensiv. Die Finan-
zierung hingegen gestaltet sich äusserst

schwierig. SozialhilfeempfängerInnen
sind aufgrund ihrer prekären finanziel-
len Verhältnisse nicht in der Lage, ei-
nen Beitrag zu leisten. Bundesgelder
sind keine zu erwarten, weil die Sozial-
hilfe in den Kompetenzbereich der Kan-
tone gehört. Von diesen sind jedoch kei-
ne Absichten bekannt, Rechtsberatungs-
stellen für SozialhilfeempfängerInnen
finanziell zu unterstützen. Somit kann
die Mittelbeschaffung ausschliesslich
über private Geldgeber erfolgen – auch
bei der Rechtshilfe für Armutsbetroffe-
ne der IG Sozialhilfe. Für den Weiter-
betrieb und einen allfälligen Leistungs-
ausbau sind wir dringend auf Spenden
angewiesen!

Andreas Hediger
Mitarbeiter der IG Sozialhilfe

Bundesgericht

Nomandenleben
Rechnung tragen
fel. Luzern Bei der Beurteilung, ob ei-
ner behinderten Person eine IV-Rente
zusteht oder aber eine Erwerbstätigkeit
noch zumutbar ist, gilt es, gegenüber
Zigeunern den besonderen Lebensum-
ständen der Fahrenden Rechnung zu
tragen. Das geht aus einem neuen Ur-
teil des Bundesgerichtes hervor, das sich
auf die Bundesverfassung und auf  in-
ternationale Vereinbarungen beruft.

Laut einstimmig ergangenem Urteil der
II. Sozialrechtlichen Abteilung in Lu-
zern hat die Schweiz die Fahrenden als
nationale Minderheit anerkannt und
sich dazu verpflichtet, die wesentlichen
Elemente ihrer ethnisch-kulturellen
Identität zu schützen. Dazu gehört ins-
besondere das Leben als Halbnomaden,
das die Möglichkeit auf dem Arbeits-
markt erheblich beschränkt. Das hat im
Falle von Teilinvalidität zur Folge, dass
einem Zigeuner nicht einfach eine be-
stimmte, leichtere Arbeit zugemutet
werden darf, wenn diese nur bei sess-
hafter Lebensweise ausgeübt werden
kann. Wird dieser Besonderheit bei der
Beurteilung des Invaliditätsgrads nicht
Rechnung getragen, liegt nach Auffas-
sung des Bundesgerichtes eine verfas-
sungswidrige Diskriminierung vor.

Urteil 9C_540 vom 15.3.12 – BGE-Pu-
blikation

NZZ, 11.4.2012
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Das Kafi Klick wird wieder ein Bereich der IG Sozialhilfe

Ab 1.7.2012 wird das Kafi Klick wie-
der ein Bereich der IG Sozialhilfe. Das
beliebte Internetcafé für Armutsbetrof-
fene kehrt somit zu jener Trägerorgani-
sation zurück, die es im Oktober 2009
lanciert hat.

Bereits kurz nach dem Start hatte das
Kafi Klick seine eigene Stammkund-
schaft, die es sinnvoll erscheinen liess,
einen eigenen Verein zu gründen. Die
Entwicklung der finanziellen Ressour-
cen während den 1.5 Jahren der Eigen-
ständigkeit führte den Betrieb jedoch in

eine Risikosituation, die das längerfri-
stige Bestehen in Frage stellte. Mit der
IG Sozialhilfe, einem Verein, der sich
seit 18 Jahren für die Verwirklichung
der Menschenrechte von Armutsbetrof-
fenen einsetzt, konnte eine Trägerorga-
nisation gefunden werden, der viel an
der Fortführung des Kafi Klick gelegen
ist. Die IG Sozialhilfe ist überzeugt, mit
dem Kafi Klick einen wichtigen Beitrag
zu leisten, damit auch mittellose Men-
schen ihr Menschenrecht auf Teilhabe
an Informationen wahrnehmen können.
Das Internet spielt hierbei eine wichti-

ge Rolle, sind Arbeits- und Wohnungs-
suche - zwei der zentralen Themen ar-
mutsbetroffener Menschen - ohne ent-
sprechenden Webzugang nahezu aus-
sichtslos.

Die IG Sozialhilfe freut sich, das Kafi
Klick, das in den letzten 2.5 Jahren zu
einem wichtigen Hilfsangebot für Ar-
mutsbetroffene geworden ist, ab Juli
2012 wieder zu integrieren.

Verein Kafi Klick &
Verein IG Sozialhilfe

Zur schweizerischen Armutspolitik:
Der Bund vergisst die schwächsten Armutsbetroffenen!

Am 9. November 2010 fand die erste
Nationale Konferenz zur gemeinsamen
Bekämpfung von Armut in Bern statt.
Bereits in der Vorbereitungsphase be-
gann sich abzuzeichnen, dass viele An-
liegen und Probleme der schwächsten
Armutsbetroffenen, nämlich der Men-
schen mit Behinderung sowie von Kran-
ken und Kindern, keine Berücksichti-
gung finden würden. Die IG Sozialhil-
fe hatte von Anfang an versucht, auf
diese Anliegen hinzuweisen. Der Ver-
dacht, dass die besonderen Probleme
von erwerbsarbeitsunfähigen Armutsbe-
troffenen nicht berücksichtigt würden,
erhärtete sich leider: Die gesamte Kon-
ferenz 2010 machte sich hauptsächlich
die interinstitutionelle Zusammenarbeit
(IIZ) zum Thema, welche auf die beruf-
liche Integration fokussiert ist.

Doch mehrere Studien haben gezeigt,
dass die Massnahmen zur beruflichen
Integration häufig gar nichts bringen,
sondern zu einer weiteren Stigmatisie-
rung und sozialen Isolation der Betrof-
fenen führen können (vgl. Artikel von
Kurt Wyss in dieser Zeitung).

Diese thematische Beschränkung der
Tagung hatte zur Folge, dass nur die
arbeitsfähigen armutsbetroffenen Men-
schen wahrgenommen wurden. Die vie-
len Anliegen der sozial Schwächsten
sind gar nicht Thema. Eine Armutsstra-
tegie, die nicht nur die arbeitsfähigen
Betroffenen aus der Armutsfalle befrei-
en will, muss aber tiefer greifen! Die

dringenden Forderungen für die arbeits-
unfähigen Armutsbetroffenen müssen
auch gehört werden.

Im Hinblick auf die kommende Bilanz
2012, fanden  bisher einige Treffen von
verschiedenen Nichtregierungsorgani-
sationen (NGO) statt. Die IG Sozialhil-
fe nimmt an diesen Treffen teil, ergreift
stets das Wort und verlangt Verbesse-
rungen für die Schwächsten unter den
Armutsbetroffenen. Sie zeigt auch Wi-
dersprüche auf, z.B. dass das Bundes-
amt für Sozialversicherungen (BSV)
eine Armutsstrategie erarbeiten will,
während dasselbe BSV durch die Kür-
zung der IV-Renten für Kinder (IVG-
Revision 6b) noch mehr Menschen in
die Armut drängt.

Die Liste 13 aus Basel, die KABBA
Bern und die IG Sozialhilfe kämpfen
beharrlich für eine stärkere Vertretung
von Armutsbetroffenen an den Konfe-
renzen. Doch trotz Protesten bleibt das
BSV dabei, dass die direkt armutsbe-
troffenen Menschen nur drei Sitze bei
der Bilanz 2012 erhalten. Bundesämter,
staatliche Stellen, Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerverbände erhalten acht Sit-
ze. Den NGOs werden sogar nur zwei
Sitze zugestanden.

Obwohl das BSV immer wieder betont,
wie wichtig die Armutsbetroffenen und
ihre Partizipation an der Konferenz sei-
en, werden die Aktivitäten der Gruppe
(Liste 13 Basel, ATD und IG Sozialhil-

fe) vom BSV eingeschränkt: So wollte
die Gruppe ungefähr hundert Berichte
von Armutsbetroffenen zu je einer A4-
Seite für die Bilanz 2012 sammeln.
Doch das BSV erhob sofort Einspruch:
Es dürfen nur fünfzig sein und nur eine
halbe Seite, weil es sonst „zu viel“ wür-
de.

Die Einflussmöglichkeiten von Armuts-
betroffenen und NGOs sind also – wie-
der einmal – sehr gering. Deshalb wird
auch an den NGO-Sitzungen offen dar-
über gesprochen, dass die NGOs sich
nicht vom Bund vereinnahmen lassen
dürfen. Sie dürfen nicht zum Feigen-
blatt werden für eine „gemeinsame Ar-
mutspolitik des Bundes“, die nicht den
wahren Interessen der Armutsbetroffe-
nen entspricht.
Luzian Ochsner und Branka Goldstein
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Das politische und soziale Programm der IG Sozialhilfe

„Armut, Hunger, Obdachlosigkeit
und die fehlenden Mittel für den Le-
bensunterhalt gehören zu den schänd-
lichsten und schwersten Menschen-
rechtsverletzungen, auch wenn sie als
solche nicht immer anerkannt sind.
Bei vielen Tragödien und Katastro-
phen ist es wichtig, deren Ursache
aufzuzeigen: die ungerechte Vertei-
lung von Ressourcen, die soziale Ver-
lassenheit und die Ungerechtigkeit. In
den scheinbar weniger dramatischen
Fällen, wo vorhandenes, schweres
Leiden verdeckt und unbemerkt
bleibt, ist Solidarität umso nötiger.“

Aus dem UNO-Papier über Men-
schenrechte und Sozialarbeit, 1995,

Span. Version, S. 10.

I. Armut und Reichtum bedingen
einander

Die skrupellose weltweite Profitmaxi-
mierung treibt die überwiegende Mehr-
heit der Menschen in Armut und Ver-
elendung. Vom globalisierten Markt
profitiert nur eine Minderheit. Für die
Mehrheit der Weltbevölkerung ver-
schlechtern sich die Lebensbedingun-
gen weiterhin massiv. Armut und Reich-
tum bedingen einander global und lo-
kal. Geld und Wohlstand sind zwar im
Überfluss vorhanden, doch die ständi-
ge Umverteilung von Arm zu Reich ver-
schärft sich und spaltet die Gesellschaft
auch in der Schweiz, wodurch eine tief-
greifende sozioökonomische, soziopo-
litische, soziokulturelle und psychoso-
ziale Trennungslinien innerhalb der
Gesellschaft entsteht.

Armut ist die schlimmste Form von
Gewalt. M.Gandhi

Die Machtverhältnisse in der schwei-
zerischen profitorientierten Leistungs-
, Konsum- und Wohlstandsgesellschaft
bauen auf die Verknüpfung der herr-
schenden Wirtschaftsordnung mit Po-
litik sowie Recht und prägen die gesell-
schaftlichen Werte. Das aus diesen Wer-
ten gewonnene gesellschaftliche Selbst-
verständnis bewirkt die Ausblendung
der eigenen Schattenseite: Ausgren-
zung, Diskriminierung und Stigmatisie-
rung der Menschen, die von Armut in
der reichen Gesellschaft betroffen sind.

Weil Armut in der reichen Gesellschaft
nicht vorgesehen ist, darf es sie nicht
geben. Das bedeutet, dass Armutsbetrof-
fene gezwungen werden, inexistent zu
sein. Armut ist Ursache und Folge von
sozialer Ausgrenzung und gesellschaft-
licher Ächtung zugleich. Statt die logi-
schen Ursachen von Armut zu benen-
nen, werden billige und unhaltbare
Schuldzuweisungen an die Armutsbe-
troffenen gerichtet, politische und öko-
nomische Ursachen jedoch ausgeblen-
det.

II. Gegen Armut, soziale und politi-
sche Ungerechtigkeit in der
reichen  Schweiz

Erwerbsarbeitslosigkeit, prekäre Ar-
beits- und Wohnbedingungen, Obdach-
losigkeit und mangelnde finanzielle
Mittel für den Lebensunterhalt sind für
immer mehr Menschen in der Schweiz
Alltagswirklichkeit. Menschen mit Be-
hinderung werden wieder zunehmend
stigmatisiert und durch Leistungskür-
zungen der IV werden auch ihre Fami-
lien in die Armut getrieben. Die fort-
dauernden sozialen und kulturellen Be-
schränkungen aus materieller Not be-
wirken, dass Armutsbetroffene gesell-
schaftlich ausgegrenzt überleben, nicht
aber wirklich leben können. Politisch
rechtsstehende Kräfte hetzen mit frem-
denfeindlichen und reaktionären Inhal-
ten und nützen die sozialpolitischen
Missstände, die sie selber hervorrufen
aus, um ihre politischen Inhalte trans-
portieren zu können. Mit einfachen pop-
ulistischen Rezepten geben sie vor, kom-
plexe Probleme zu lösen. So werden
immer wieder neue Sündenböcke ge-
sucht und gefunden.

Ohne soziale Rechte keine
Menschenrechte
In der Bundesverfassung fehlen soziale
Rechte: Den Armutsbetroffenen bleiben
einklagbare Sozialrechte weiterhin ver-
weigert. Stattdessen gibt es nur Sozial-
ziele. Die sozialen Menschenrechte der
über 60-jährigen UNO-Menschen-
rechtserklärung, sind in der Schweiz
nach wie vor nicht verwirklicht. Eben-
falls hat die offizielle Schweiz die EU-
Sozialcharta noch immer nicht unter-
zeichnet hat.

Armer Mann, reicher Mann stehen
da und sehn sich an. Sagt der arme
Mann ganz bleich, wär ich nicht
arm, wärst du nicht reich.

Bertold Brecht

Die Sozialhilfe hat willkürlichen
Charakter
Die öffentliche Sozialhilfe ist von ihrer
Struktur und Organisation her autori-
tär. Sie ist durchtränkt mit Sanktions-
möglichkeiten zur Disziplinierung, da
stetige Einmischung in persönliche
Angelegenheiten erduldet werden müs-
sen. Durch die hochschwellige, bürokra-
tische und einengende Sozialhilfe kön-
nen Armutsbetroffenene so noch zusätz-
lich diskriminiert und traumatisiert
werden. Der totalitäre Charakter der
Sozialhilfe gegenübe BezügerInnen ist
keine abstrakte Idee, sondern ihre täg-
liche Realität.

Armut trifft mehrheitlich Frauen und
Kinder
Frauen sind vermehrt von Armut betrof-
fen: Mutterschaft, Erziehungs- und Fa-
milienarbeit und/oder Krankheit sind
der Grund. Für allein erziehende Müt-
ter kann die Situation sehr schwierig
sein. Familienfrauen, die nicht oder nur
teilweise berufstätig sind, haben keinen
Anspruch auf Existenz sichernde Sozi-
alleistungen, weil die Sozialversiche-
rungsleistungen an die Erwerbstätigkeit
gebunden sind. Soziale Gerechtigkeit
bedeutet Gleichstellung und Anerken-
nung der Familienarbeit mit Berufsar-
beit!

III.Gelebte Solidarität der
IG Sozialhilfe:

Die meisten im vorherigen Abschnitt
geschilderten Missstände sind Folgen
der aktuellen globalen wirtschaftlichen
und politischen Machtverhältnisse. Da-
her widersetzen wir uns der Weltherr-
schaft durch das Kapital und jeder Form
von Imperialismus und engagieren uns
für den Aufbau einer Welt, wo der
Mensch im Mittelpunkt steht. Darum
versteht sich die IG Sozialhilfe als Teil
internationaler antikapitalistischer und
antiimperialistischer Kräfte und solida-
risiert sich lokal und global mit allen
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Bewegungen, welche dem Neoliberalis-
mus entgegen treten und unterstützen
emanzipatorische soziale Bewegungen,
die für Menschenwürde und für soziale
Gerechtigkeit kämpfen.

Politische Solidaritätsarbeit für und
mit Armutsbetroffenen:  Unsere poli-
tische Öffentlichkeitsarbeit zeigt auf,
das die ungerechten Herrschaftsverhält-
nisse Ursache von Armut sind. Sie hat
zum Ziel die Rechte der Armutsbetrof-
fenen zu verteidigen, die Lebensquali-
tät zu verbessern sowie die Ursachen,
Folgen und Wirkungen der sozialen Un-
gerechtigkeit und der sozialen Missstän-
de in der Schweiz aufzudecken.

Die IG-Zeitung: Erscheint jährlich mit
grundsätzlichen Stellungnahmen zu
sozialen und politischen Themen und
authentischen Zeugnissen von Armuts-
betroffenen.
Sie verbindet ihre praktischen Alltags-
erfahrungen in der Unterstützungsarbeit
mit Armutsbetroffenen Erfahrungen mit
der politischen Analyse und erarbeitet
politische Statements.

Die Veranstaltungen: Jährlich organi-
siert die IG Sozialhilfe zwei öffentliche
Veranstaltungen. Zum 17. Oktober, dem
internationalen UNO-Tag gegen Armut
und Ausgrenzung und zum 10. Dezem-
ber, dem internationalen Menschen-
rechtstag. Diese Veranstaltungen sind
Plattformen, um sozialpolitische The-
men aufzuzeigen, Ursachen und Wir-
kung der sozialen Ungerechtigkeit in
der Schweiz aufzugreifen und in der
Diskussion zu vertiefen. Diese Veran-
staltungen sind an den Kreis der Ar-
mutsbetroffene im Umfeld unseres Ver-
eins sowie Fachleute und Öffentlichkeit
gerichtet.

Mitwirkung bei Veranstaltungen von
anderen Organisationen: Wir beteili-
gen uns an Veranstaltungen von ande-
ren Organisationen, um die Sicht der
Armutsbetroffenen und unsere politi-
schen wie auch sozialen Ziele zu ver-
treten. Die IG-Sozialhilfe ist seit 2010
Mitglied in der NGO-Koalition zur er-
sten nationalen Armutskonferenz.

Unterstützungs- und Begleitungsar-
beit: Die IG- Sozialhilfe leistet im Rah-
men ihrer eigenen bescheidenen finan-

ziellen und personellen Möglichkeiten
Unterstützungs- und Begleitungsarbeit,
damit die elementarsten Menschenrech-
te wie das Recht auf Wohnen, Nah-
rungsmittel, medizinische Versorgung,
Bildung wenigstens für einen kleinen
Kreis von stigmatisierten, erkrankten,
schwer traumatisierten armutsbetroffe-
nen Menschen direkt verwirklicht wer-
den. Doch gerade in dieser Hinsicht
wäre eine landesweite Erhöhung der
Sozialausgaben von dringendster Not-
wendigkeit, da nur so der Tatsache ent-
gegengewirkt werden kann, dass Ar-
mutsbetroffene aufgrund der fortdauern-
den sozialen und kulturellen Beschrän-
kungen aus materieller Not gesellschaft-
lich ausgegrenzt überleben, nicht aber
wirklich leben können.

Rechtshilfe: In besonderen Fällen,
wenn die Existenz von Armutsbetroffe-
nen gefährdet ist, leistet die IG Sozial-
hilfe juristische Beratung bezüglich Pro-
blemen mit Sozialämter oder Sozialver-
sicherungen, falls der Rechtsweg Erfolg
verspricht, leistet die IG Sozialhilfe sub-
sidiär Kostengutsprache bis die unent-
geltliche Rechtspflege zum Zuge
kommt. Wichtig sind auch Rechtsver-
fahren zu führen, welche grundlegende
rechtliche Verbesserungen für Armuts-
betroffene in der Schweiz herbei füh-
ren können.

Ideenatelier: Um individuelle Ermäch-
tigung und Emanzipation von Armuts-
betroffenen zu ermöglichen, entwickelt
die IG Sozialhilfe aus den an sie heran-
getragenen Bedürfnissen von Armuts-
betroffenen Projekte und hat dadurch
„Ideenatelier-Charakter“: So entstand
die Kulturlegi 1996, die seit 2006
schweizweit von der Caritas weiterge-
führt wird und das Kafi Klick, das 2010
durch einen eigens dafür gegründeten
Verein weitergeführt wird.

IV. Leben bedeutet mehr als Überle-
ben, auch für Armutsbetroffene!
Die IG Sozialhilfe fordert:

1. Einklagbare soziale Recht in der
Bundesverfassung: Einklagbare sozia-
le Rechte sollen in der Bundesverfas-
sung verankert und regelmässig den Le-
benshaltungskosten angepasst werden:
Nur einklagbare soziale Rechte schaf-
fen die Grundlage für ein menschenwür-

diges Leben und verhindern Menschen-
rechtsverletzungen durch Armut in der
wohlhabenden Schweiz! Die Grund-
rechte der Bundesverfassung müssen
einklagbare soziale Rechte garantieren,
um den darin verankerten Anspruch auf
Menschenwürde und Rechtsgleichheit
aller BügerInnen in der Schweiz in Tat
und Wahrheit zu verwirklichen.

2. Erhöhung des Existenzminimum
um einen Drittel: Das Existenzmini-
mum bzw. die Armutsgrenze der Sozi-
alhilfe in der Schweiz ist um einen Drit-
tel zu erhöhen, damit Sozialhilfebezü-
gerInnen nicht dem täglich krank ma-
chenden Überlebenskampf ausgesetzt
sind und am gesellschaftlichen Leben
teilhaben können. Damit soll ein klei-
ner Schritt realisiert werden, weg von
der  Klassenmedizin-, Klassenlebens-
mittelversorgung und Klassenbildung.
Das Existenzminimum muss in der gan-
zen Schweiz gesetzlich einheitlich fest-
gelegt werden, um zu verhindern, dass
Gemeinden armutsbetroffene Personen
abschieben können.
Die Rechtsgleichheit in der ganzen
Schweiz muss endlich auch in der So-
zialhilfe realisiert werden.

3. Demokratisierung des Sozialwe-
sens: Die öffentliche Sozialhilfe ist un-
demokratisch. Bei der Ausarbeitung und
Durchführung der Sozialhilfe müssen
Armutsbetroffene mit Entscheidungs-
kompetenz paritätisch und gleichbe-
rechtigt vertreten sein. In einem demo-
kratischen Land sollen alle miteinbezo-
gen werden: Die soziale Sicherheit ist
die Grundlage der Demokratie. Dem-
entsprechend müssen den Armutsbetrof-
fenen auch Mitbestimmungsrechte ein-
geräumt werden. Die öffentliche Sozi-
alhilfe soll in der ganzen Schweiz trans-
parent und für alle verständlich gere-
gelt werden.

4. Abschaffung der Verwandten-
unterstützungs- und Rückzahlungs-
pflicht:  Viele Gemeinden bestehen noch
immer auf Rückzahlung der Sozialhil-
feleistungen durch Verwandte. Im mo-
dernen Sozialstaat gibt es jedoch keine
Sippenhaftung. Diese Rückzahlungs-
pflicht führt oft zu grossen familiären
Problemen. Darum gehört sie abge-
schafft. Zudem schnappt die Armutsfal-
le durch die Rückzahlungspflicht der ei-
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genen Sozialleistungen bei kleinen und
mittleren Einkommen zu, weil die Men-
schen dadurch auf dem Existenzmini-
mum gehalten werden.

5. Gegen die Diskriminierung und Be-
nachteiligung von Frauen und Kin-
dern: Noch immer werden Frauen in
der Schweiz vor allem wirtschaftlich
und rechtlich benachteiligt. Dieser Dis-
kriminierung stellen wir uns entgegen
und fordern die Gleichstellung der Fa-
milienarbeit mit der Erwerbsarbeit, so
dass Sozialversicherungen bei Arbeits-
losigkeit, Krankheit und Unfall bean-
sprucht werden können.

6. Unterstützung alleinerziehender
Eltern:  Da viele alleinerziehende Müt-
ter und Väter aufgrund mangelnder Un-
terstützung stark unter der durch Lohn-
und Hausarbeit entstehenden Doppelbe-
lastung leiden, fordert die IG Sozialhil-
fe intensivere finanzielle Unterstützung
Alleinerziehender und damit einherge-
hend einen gesetzlich verankerten An-
spruch auf Krippen- und Hortplätze für
die Kinder von kranken und behinder-
ten Eltern zu günstigen Tarifen.

7. Datenschutz auch für Sozialhilfe-
bezügerInnen: Der verfassungsrechtli-
che Anspruch (Art. 13 der BV) auf Ach-
tung des Privat- und Familienlebens
muss vollumfänglich auch für Sozial-
hilfebezügerInnen gewahrt sein. Oft
verfügen jedoch Sozialbehörden und/
oder Sozialämter Sanktionen gegenüber
AntragstellerInnen oder es gibt keine
Auszahlungen, wenn sie nicht bereit
sind, Vollmachten oder Entbindungser-
klärungen der ärztlichen und amtlichen
Schweigepflicht abzugeben. Doch auch
SozialhilfebezügerInnen dürfen eine
Privatsphäre haben. Darum fordern wir:
vollumfänglichen Datenschutz für So-
zialhilfebezügerInnen!

8. Schluss mit der Diskriminierung
von MigrantInnen:  Die durch das rech-
te politische Klima erwirkten Diskrimi-
nierungen der migrantischen Bevölke-
rungsteile zeigen sich auch immer wie-
der im Bereich der Sozialhilfe. Deshalb
fordern wir in dieser Hinsicht: Keinen
Entzug der Aufenthaltbewilligung, (B)
oder sogar Niederlassungbewilligung
(C) wegen Sozialhilfeabhängigkeit, Ar-
beitslosigkeit, -unfähigkeit oder Unfall

und Krankheit. Wir fordern auch in die-
ser Hinsicht eine Änderung der gegen-
wärtigen Rechtsprechung. Denn Sozi-
alhilfeabhängigkeit darf kein Kriterium
zur Gewährung oder Ablehnung von
Aufenthaltsbewilligungen für Auslände-
rInnen sein. Dies widerspricht klar dem
Gleichstellungsgesetz in der Bundesver-
fassung!

„Wir holten Arbeitskräfte, gekom-
men sind Menschen“ Max Frisch

9. Konkrete individuelle Unterstüt-
zung für Armutsbetroffene und für
Menschen mit Behinderung: Zur För-
derung ihrer Entscheidungs- und Sozi-
alkompetenzen gilt es Armutsbetroffe-
nen kostenlos öffentliche (Aus-)Bildun-
gen zu ermöglichen, unabhängig von
ihrer Arbeitsfähigkeit. Gerade in Bezug
auf die individuellen Entscheidungs-
kompetenzen ist auch das Recht auf
Wohnen von grosser Bedeutung, wes-
halb wir zahlbare Wohnungen für un-
tere Einkommensschichten als Sozial-
recht einfordern. Zudem wehren wir uns
gegen Zwangs- und Arbeitsmassnah-
men in Form von Programmen, die So-
zialhilfebezügerInnen zwingt zu Dum-
pinglöhnen zu arbeiten. Daher müssen
sämtliche Arbeits- und Integrationspro-
gramme, Teillohnstellen usw. für die So-
zialhilfebezügerInnen freiwillig sein.
Diese Programme müssen dem Arbeits-
recht unterstellt werden und entspre-
chend Sozialversicherungsleistungen
und Mindestlöhne bezahlt, damit es eine
reale Chance gibt, der Armutsfalle zu
entkommen.

V. Zur Organisation

Die IG Sozialhilfe ist konfessionell und
parteipolitisch unabhängig. Wir arbei-
ten mit allen Organisationen und Ein-
zelpersonen gemäss unseren Kräften
zusammen, welche die gleichen Ziele
verfolgen.
Die IG Sozialhilfe funktioniert nach
genossenschaftlichen und solidarischen
Prinzipien. Die Umsetzung des politi-
schen und sozialen Programms wider-
spiegelt sich konkret in der Betriebs-
und Organisationsstruktur: Die Mitglie-
der des Vereins sind MitarbeiterInnen;
im Vorstand sind auch (ehemals) Ar-
mutsbetroffene vertreten.
Die Mitarbeit von Armutsbetroffenen

bedeutet, dass jedes einzelne Individu-
um gemäss seinen physischen und psy-
chischen Kräften sowie sozialen Mög-
lichkeiten seinen Beitrag leistet. Soli-
darität als oberstes Prinzip unserer ge-
samten Tätigkeit bestimmt auch die
Arbeit innerhalb der Vereinsaktivitäten.
Hand- und Kopfarbeit wird möglichst
auf alle Hände und Köpfe verteilt. Je-
deR MitarbeiterIn prägt durch ihre/sei-
ne Lebenserfahrung die Arbeit. Indem
sich alle einbringen, entsteht eine leben-
dige Vielfalt sowie konstruktive Ausein-
andersetzung.
Die IG Sozialhilfe ist einerseits die
Summe der Vielfalt der Schicksale der
Armuts- und (Über)lebenserfahrungen
aller MitarbeiterInnen, andererseits die
Summe der Vielfalt der Schicksale und
Probleme der Armutsbetroffenen mit
denen die IG Sozialhilfe ständig kon-
frontiert wird.. Die IG Sozialhilfe bringt
die jahrelange Erfahrung der solidari-
schen Überlebensarbeit mit Menschen
und deren Schicksalen zur Sprache, die
in der reichen Schweiz als inexistent
gelten und deren ständige Menschen-
rechtsverletzungen nicht wahrgenom-
men werden. IG Sozialhilfe

2011

Bestellen Sie die Dokumenta-
tion der Winterveranstaltung
2010 der IG Sozialhilfe:
Armut als Folge von sexueller Aus-
beutung: Mit sämtlichen Referaten,
Dokumentationen im Anhang von
der Arbeit der IG Sozialhilfe zu die-
sem Thema und der DVD vom Thea-
ter, Verdammt zu leben, von Branka
Goldstein, gespielt von den Schau-
spielern Christoph Heusser und
Christa Petracchi. Fr. 28.- zu bestel-
len bei:

IG Sozialhilfe, Postfach 1566, 8032
Zürich ig-sozialhilfe@gmx.ch
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Das Matronats- und Patronatskomitee der IG Sozialhilfe
Folgende Persönlichkeiten unterstützen die Tätigkeit der IG Sozialhilfe:
Abt Urs, Psychologe, Maur/ZH * Altwegg Leni, Theologin, Zürich * Bänziger-Müller Suzanne, Schulleiterin,
Rufi/ZH * Beck Kadima Muriel, lic. iur., Juristin, Biel * Bernard Stephan, LL.M. Rechtsanwalt & Mediator
SAV/AFM, Zürich * Beuchat Stéphane, Sozialarbeiter, Stv. Geschäftsleiter Avenir Social, Bern * Bohrer Isa-
belle, Leitung Bereich Soziales, Murten * Bossart Rolf, Redaktor Neue Wege, St. Gallen * Bühlmann Cécile,
Alt-Nationalrätin, Luzern * de Baan Verena, Supervisorin und Organisationsberaterin, Zürich * Dvorak An-
dreas, Sozialarbeiter FH/MBA, Bern * Etter Urs, Dr. theol., Stäfa/ZH * Furrer Hans, Dr. phil., Erwachsenen-
bildner, Boll/BE * Frutiger-Nikol Hans,  lic. phil. theol., Bereichsleiter Sozialdiakonie, Luzern * Giovanelli-
Blocher Judith, Sozialarbeiterin/ Supervisorin, Biel * Goll Christine, Erwachsenenbildnerin, Zürich * Grü-
nenfelder Rico, lic. phil. I, Soziologe, Informatiker, Zürich * Gubser Yasmin, Rechtsanwältin, Zürich * Gurny
Ruth, Prof. Dr., Forschungsleiterin Hochschule für Soziale Arbeit, Zürich * Häner Urs, Leiter Arbeitslosen-
Treff, Luzern * Hanhart Dieter, Dr. phil., Psychologe, Männedorf/ZH * Anna Hausherr, Zentralsekretärin
SVAMV, Bern * Heusser Pierre, Dr. iur., Rechtsanwalt, Zürich * Huonker Renata, lic. phil., Pfarrerin, Zürich
* Huonker Thomas, Dr. phil., Historiker, Zürich * Jäggi Christian, Dr. phil., Ethnologe, Geschäftsleiter Inter-
Active/LU * Jegge Jürg, Leiter Märtplatz, Rorbas * Joos Yvonne, Theologin, St. Gallen * Koller Erwin,  Dr.
theol., Journalist, Uster/ZH * Kubik-Breznik Walpurga,  Atelier Sozialwesen W. K. Kubik, Bern* Lang Josef,
Alt-Nationalrat Grüne, Zug * Leuthard Esther, Psychologin, Zürich * Lieberherr Nicole, Treuhänderin, Opfi-
kon/ZH,* Mäder Ueli, Prof. Dr., Soziologe, Basel * Maggi Bruno, Dr.med., Arzt, Zürich * Meili Martin,  Dr.
med., Arzt, Zürich * Mezger Eva, Journalistin, Zürich * Näf Thomas, Präsident KABBA, Bern * Oertle Dani-
el, Dr. med., Zürich * Ott Marianne,  lic. iur., Rechtsanwältin, Winterthur * Prelicz-Huber Katharina,  Präsi-
dentin VPOD, Dozentin für Soziale Arbeit, Zürich * Ragaller Ina, Rechtsanwältin, Zürich * Rechsteiner Paul,
Ständerat, Präsident des Schweiz. Gewerkschaftsbundes, St. Gallen * Roth Marianne, PR Beraterin, Zürich *
Rothen Eduard, Alt-Stadtpräsident, Alt-Nationalrat, Grenchen * Ruflin Regula, Dr.lic.phil., Bern * Rumpf
Bernhard, Soziologe, Projektkoordinator, Zürich * Schaub-Römer Christian, Dr. med., Psychiater, Winter-
thur * Schibli Franz, Theologe, Sozialarbeiter NDS FH, St. Gallen * Schmidlin-Onofri Alois,  dipl. Sozialar-
beiter, Schaffhausen * Schöpfer Felix, Rechtsanwalt, Zürich * Schwyn Christine, lic. phil., Sozialpsychologin,
Embrach/ZH * Seidenberg André, Dr. med., Zürich * Seiler Alexander J., Dr. phil., Filmautor und Publizist,
Zürich * Simek David, Rechtsanwalt, Zürich * Spiegel Miriam, Sozialarbeiterin, Paar- und Familientherapeu-
tin, Zürich * Spieler Willy, Publizist, Zürich * Spillmann Margrit,  Dr. iur., Zürich * Staub-Bernasconi Silvia,
Prof. Dr. phil. I, Zürich * Steiger-Sackmann Sabine, Rechtsanwältin und Notarin, Olten * Stocker Monika,
Alt-Stadträtin und Nationalrätin, Sozialarbeiterin, Zürich * Thanei Anita, lic., iur, Rechtsanwältin, Alt-National-
rätin, Zürich * Traitler Reinhild,  Dr. phil. I, Zürich * Tschäppeler Roland, Betriebsökonom, Freienbach/SZ *
Vischer Daniel, Dr. iur. Rechtsanwalt, Nationalrat, Zürich * Voss Christine, lic. phil. I, Redaktorin, Zürich *
Wagner Antonin, Prof. Dr. oec., Zürich * Waldburger Samuel, Psychoanalytiker, Zürich * Wallimann Isidor,
Dr. phil., Dozent, Basel * Wandeler Bernard, Prof. an der Hochschule Luzern, Projektleiter, Zürich * Weid-
mann Afra, Schreibende, Zürich * Weil Anjuska, Kindergärtnerin, Alt- Kantonsrätin, Zürich * Wicki Maja,
Dr. phil., Philosophin, Psychoanalytikerin, Zürich * Winizki David,  Dr. med., Zürich * Wyss Kurt, Soziologe,
Zürich * Zanolari Oreste, Ingenieur, Soziologe, Zürich * Zurbuchen Christian, Theologe, Horgen/ZH * Zur-
buchen Susi, lic. phil. I, Horgen/ZH * Zürrer Hansheiri,  Theologe, Zürich

Die IG Sozialhilfe ist ein parteipolitisch und konfessionell unabhängiger Verein,
steht aber klar auf der Seite der Armutsbetroffenen

Unterstützt uns politisch und materiell!
Die IG Sozialhilfe finanziert sich ausschliesslich durch private Unterstützung

Spenden sind erbeten auf:
PC 80-47672-7, IG Sozialhilfe, Postfach, 8032 Zürich

Der Verein ist steuerbefreit: Ihre Spende können Sie von Ihrer Steuerrechnung abziehen!


